für den 


Zand- und Stadtkreis Thorn. 


1% 
Anzeigenannahme in der Geſchäfts⸗ 
delle Thorn, Katharinenſtr. 4. 
Anjeigengebühr 13 Pf. die Spalt» 
zeile oder deren Raum. 
— —ũü—d —-— 


—— „ 
Bezugspreis vierteljährl. 1,25 Mk. 

einſchl. Poſtgebühroder Abtrag. 
Ausgabe: Mittwoch und Sonn⸗ 
abend abends. 


+ 


Nr. 99. 


Mittwoch den 11. Dezember 


Amtliche Bekanntmachungen. 


Verordnung über die Arbeitszeit in den 
gäckereien und Konditoreien. 


Dom 25. November 1918. 
8 1. 

In den gewerblichen Bäckereien und Konditoreien darf 
die regelmäßige tägliche Arbeit der Geſellen, Gehilfen, Lehr⸗ 
linge und ſonſtigen Arbeiter acht Stunden nicht überſchreiten. 

Den Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern (Lehr⸗ 
Ungen) müſſen an jedem Arbeitstag, an dem ſie länger als 
vier Stunden beſchäftigt werden, Pauſen von einer Geſamt⸗ 
dauer von mindeſtens einer halben Stunde gewährt werden. 
Werden ſie länger als ſechs Stunden beſchäftigt, ſo muß die 
Geſamtdauer der Pauſen mindeſtens eine Stunde und eine der 
Pauſen mindeſtens eine halbe Stunde betragen. Unter⸗ 
brechungen der Arbeit von weniger als einer Viertelſtunde 
kommen auf die Pauſen nicht in Anrechnung. 

Die Beſtimmungen der Abſ. 1 und 2 gelten auch für die 
Geſellen, Gehilfen, Lehrlinge und ſonſtigen Arbeiter, die in 
Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften, Speiſeanſtalten aller Art (Pen⸗ 
ſionen, Heilanſtalten, Fabrik⸗Kantinen), Warenhäuſern, 
Mühlen und anderen gewerblichen Betrieben, ſowie in Bahn⸗ 
hofswirtſchaften mit der Herſtellung von Bäcker⸗ und Konditor⸗ 
waren beſchäftigt werden. 


8 2. 
über die im § 1 feſtgeſetzte Dauer dürfen Geſellen, Ge⸗ 
hilfen, Lehrlinge und ſonſtige Arbeiter mit Arbeiten beſchäftigt 
werden, die zur Verhütung des Verderbens von Rohſtoffen 
oder des Mißlingens von Arbeitserzeugniſſen erforderlich ſind, 
ſofern dieſe Arbeiten nicht innerhalb der regelmäßigen Arbeits⸗ 
zeit vorgenommen oder beendet werden können. 


8 3. \ 

In allen gewerblichen Bäckereien und Konditoreien müſſen 
an den Werktagen alle Arbeiten mindeſtens von 10 Uhr abends 
bis 6 Uhr morgens vollſtändig ruhen. 

In der gleichen Zeit müſſen in Gaſt⸗ und Schankwirt⸗ 
ſchaften, Speiſeanſtalten aller Art (Penſionen, Heilanſtalten, 
Fabrik⸗Kantinen), Warenhäuſern, Mühlen und anderen ge⸗ 
werblichen Betrieben alle Arbeiten und Vorarbeiten ruhen, 
die zum Herſtellen von Bäcker- oder Konditorwaren dienen; 
dies gilt auch für Bahnhofswirtſchaften. 

4 


8 4. 
Die Vorſchriften des 8 3 finden auch auf die Anlagen zum 
Herſtellen von Zwieback, Keks, Biskuit, Honigkuchen, Lebkuchen, 
Waffeln oder Matze Anwendung. 


8 5. 

Die von den Landeszentralbehörden beſtimmten Behörden 
bnen auf Antrag für ihren Bezirk oder für Teile desſelben 
widerruflich eine Verſchiebung der Lage der achtſtündigen Be⸗ 
triebsruhe um höchſtens eine Stunde genehmigen. 


8 6. 
An Sonn: und Feſttagen — 8 105a, Abſ. 2 der Gewerbe⸗ 


ordnung — darf in gewerblichen Bäckereien und Konditoreien 
nicht gearbeitet werden. Jedoch dürfen nach 6 Uhr abends — 
an zwei unmittelbar aufeinander folgenden Sonn⸗ oder Feſt⸗ 
tagen nur am zweiten Tage nach 6 Uhr abends — während 
einer Stunde Arbeiten vorgenommen werden, die zur Wieder⸗ 
aufnahme des regelmäßigen Betriebs am folgenden Werktag 
notwendig ſind. 


Das gleiche gilt für alle Arbeiten und Vorarbeiten, die in 


den Betrieben des § 3, Abſ. 2 zum Herſtellen von Bäder» oder 
Konditorwaren dienen. 

Von drei unmittelbar aufeinander folgenden Sonn⸗ oder 
Feſttagen gilt der dritte Tag als Werktag. 

Die Landeszentralbehörden können für das Staatsgebiet 
oder für einzelne Bezirke geſtatten, daß an den Sonn⸗ und Feſt⸗ 
tagen während höchſtens drei Stunden leicht verderbliche 
Waren ausgetragen werden. 


Die Gewerbeaufſichtsbeamten können auf Antrag unter 
dem Vorbehalte des Widerrufs 
a) unbeſchadet der Beſtimmungen im $ 2 für höchſtens 
20 Tage im Jahre eine Überſchreitung der im 8 1 feſt⸗ 
geſetzten Arbeitszeit zulaſſen, wenn ein dringendes Be⸗ 
dürfnis dafür nachgewieſen wird; 


b) abweichend von den Beſtimmungen der 88 3 bis 6 ge⸗ 


— 


ſtatten, daß während der vorgeſchriebenen Ruhezeiten 


und an den Sonn: und Feſttagen Arbeiten ausgeführt 
werden, die notwendig ſind 

1. in Notfällen oder im öffentlichen Intereſſe, 

2. zur Bewachung von Betriebsanlagen, 

3. zur Ausbeſſerung von Betriebseinrichtungen, ſofern 
dieſe ohne erhebliche Störung des Betriebs nicht in 
der zugelaſſenen Arbeitszeit vorgenommen werden 
können; 7 

e) genehmigen, daß während der Meſſen, Jahrmärkte und 
Volksfeſte Geſellen, Gehilfen, Lehrlinge und ſonſtige 
Arbeiter über die im § 1, Abſ. 1 vorgeſehene Dauer hin⸗ 
aus beſchäftigt und abweichend von den Beſtimmungen 
des 8 3 innerhalb der vorgeſchriebenen Ruhezeiten, ſo⸗ 
wie an den Sonn- und Feſttagen Arbeiten zum Herſtellen 
von Bäcker⸗ und Konditorwaren ausgeführt werden. 

Vor der Erteilung einer Genehmigung iſt dem Arbeiter⸗ 
ausſchuß oder, wenn kein Ausſchuß beſteht, der Arbeiterſchaft 
des Betriebs Gelegenheit zu geben, ſich zu dem Antrag zu 
äußern. 

Der Beſcheid iſt ſchriftlich zu erteilen. Er kann an Bedin⸗ 
gungen geknüpft werden. Eine Abſchrift des Beſcheids iſt in 
den Betkiebsräumen an einer den Arbeitern leicht zugäng⸗ 
lichen Stelle aufzuhängen. 5 5 


Der 8 105b, Abſ. 1, der § 105c, Abſ. 1, Ziffer 1 bis 3, der 
8 105c, Abſ. 1, Ziffer 5, Abſ. 2 bis 4, die 88 105d bis 1051 der 


Gewerbeordnung finden auf die gewerblichen Bäckereien und 
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Konditoreien und auf die im § 3, Abſ. 2 bezeichneten Arbeiten 

keine Anwendung, für die im § 4 bezeichneten Anlagen be⸗ 
wendet es bei den Beſtimmungen der 88 105b bis 1051 der 
Gewerbeordnung. 


89. 

Auf den Gewerbebetrieb der Bäckereien und Konditoreien 
finden im übrigen die Vorſchriften der Gewerbeordnung inſo⸗ 
weit Anwendung, als nicht in dieſem Geſetze beſondere Bes 
ſtimmungen getroffen ſind. 

8 10. 

Zu den gewerblichen Bäckereien und Konditoreien im 
Sinne der vorſtehenden Beſtimmungen gehören auch Bäckereien 
und Konditoreien von Konſum- und anderen Vereinen. 


8.11. 
Die Aufſicht über die Ausführung der Beſtimmungen dieſer 
Verordnung regelt ſich nach $ 139b der Gewerbeordnung. 
12 


Mit Geldſtrafe bis zu zweitauſend Mark, im Unvermögens⸗ 
falle mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten, wird beſtraft, wer 
den vorſtehenden Beſtimmungen oder den auf Grund derſelben 
erlaſſenen Anordnungen der zuſtändigen Behörden zuwider 
Arbeiter beſchäftigt oder Arbeiten vornimmt oder vornehmen 
läßt. 

War der Täter zur Zeit der Begehung der Straftat bereits 
zweimal wegen Zuwiderhandlung nach Abſ. 1 rechtskräftig ver⸗ 
urteilt, ſo tritt, falls die Straftat vorſätzlich begangen wurde, 
Geldſtrafe von einhundert bis dreitauſend Mark oder Gefäng⸗ 
nisitrafe bis zu ſechs Monaten ein. Die Anwendung dieſer 
Vorſchrift bleibt ausgeſchloſſen, wenn ſeit der Rechtskraft der 
letzten Verurteilung bis zur Begehung der neuen Straftat drei 
Jahre verfloſſen ſind. 

8 13. 

Die durch die Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 
4. März 1896 (Neichs-Gejegbl. S. 55) verkündeten Vorſchriften 
über den Betrieb der Bäckereien und Konditoreien werden auf⸗ 
gehoben, desgleichen die Vorſchriften in Nr. 18 der Bekannt⸗ 
machung des Reichskanzlers, betreffend die Beſchäftigung von 
jugendlichen Arbeitern und von Arbeiterinnen in Werkſtätten 
mit Motorbetrieb, vom 13. Juli 1900 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 566), 
inſoweit ſie ſich auf Bäckereien und Konditoreien beziehen, ſo⸗ 
wie der § 9 der Bekanntmachung des Reichskanzlers über die 
Bereitung von Backwaren vom 26. Mai 1916 (Reichs⸗Geſetz⸗ 
blatt S. 411). 

8 14. 
N Das Reichsarbeitsamt kann Beſtimmungen über die Aus- 
führung dieſer Verordnung erlaſſen. 
15 


Dieſe Verordnung hat Geſetzeskraft. Sie tritt am 15. Des 
zember 1918 in Wirkung. 
Berlin den 23. November 1918. 
er Nat der Volksbeauftragten. 
Ebert. Haaſe. 
Der Staatsſekretär des Reichsarbeitsamts. 
Bauer. 


Veröffentlicht Thorn den 6. Dezember 1918. 


Für den Arbeiter⸗ und Soldatenrat. der Landrat. 
Goldak. Kleemann. 


Fahrpreisermäßigung für mittelloie Nrauke. 
Ich mache erneut darauf aufmerkſam, daß mittelloſen 
Kranken, ſowie nötigenfalls je einem Begleiter zum Zweck der 
Aufnahme in öffentliche Kliniken und öffentliche Krankenhäuſer 
bei den Neiſen von und nach den Heilanſtalten auf den zum 
deutſchen Eiſenbahnverkehrsverbande gehörenden Eiſenbahnen 
Fahrpreisermäßigung dadurch gewährt wird, daß bei Benutzung 
der dritten Wagenklaſſe aller Züge der Militärfahrpreis er⸗ 
hoben wird. Die Militärfahrkarten werden von den Fahr: 
kartenausgabeſtellen denjenigen Perſonen verabfolgt, welche 
nachweiſen: = 
1. ihre Mittelloſigkeit durch eine Beſcheinigung der Orts: 
behörde, in welcher zugleich zu beſtätigen iſt, daß nach 


Maßgabe der Keichsgeſetze über die Kranken⸗ und Unfall⸗ 
verſicherung die Fürſorge anderer Verpflichteter nicht 
eintritt; > 

2. ihre bevorſtehende Aufnahme in eine Heilanſtalt durch 

eine Beſcheinigung der letzteren oder, wenn ſolche in 
dringenden Fällen nicht gleich beizubringen iſt, des be⸗ 
handelnden Arztes über die Notwendigkeit der Auf⸗ 
nahme in eine Heilanſtalt. 
5 Für den von den Ortsbehörden auszufertigenden Ausweis 
iſt ein beſonderes Formular vorgeſchrieben, welches zum Preiſe 
von 40 Pfg. für 100 Stück bei der Fahrkartenausgabeſtelle 
Bromberg, Danzig und Stettin Perſonenbahnhof, bei der Sta⸗ 
tionskaſſe in Poſen und bei dem Auskunftsbüro in Berlin, 
Alexanderplatz, erhältlich iſt. 

Ausweiſe mit anderem Wortlaut als dem in dieſen For⸗ 
mularen vorgeſchriebenen werden von den Fahrkartenausgabe⸗ 
ſtellen nicht anerkannt. 

Der zur Überführung eines Kranken nach oder von der 
öffentlichen Heilanſtalt notwendige Begleiter erhält die Mili⸗ 
tärfahrkarte nur auf Grund beſonderer Beſcheinigung. 

Zu den Krankenanſtalten, welche für die Eiſenbahnfahr⸗ 
preisermäßigung für die hieſige Provinz bezw. den Regierungs- 
bezirk inbetracht kommen, gehören die Provinzial⸗Irren⸗, Heil⸗ 
und Pflegeanſtalten zu Schwetz, Konradſtein und Neuſtadt, die 
Provinzial⸗Beſſerungs⸗ und Landarmenanſtalt zu Konitz, die 
Heil- und Pflegeanſtalt für Epileptiſche zu Carlshof bei Raſten⸗ 
burg, das ſtädtiſche und das Diakoniſſenkrankenhaus zu Thorn, 
das Diakoniſſenkrankenhaus zu Marienwerder, das ſtädtiſche 
Krankenhaus zu Graudenz, das Krankenhaus der barmherzigen 
Schweſtern in Culm, das Borromäusſtift in Konitz, das 
Auguſta⸗Diakoniſſenhaus in Rieſenburg, das St. Georgs⸗ 
Hoſpital in Löbau, die Kreiskrankenhäuſer in Schlochau und 
Schwetz, ſowie die Johanniter⸗Kreiskrankenhäuſer in Brieſen 
(Weſtpr.) und Vandsburg. 

Thorn den 4. Dezember 1918. 


Für den Arbeiter: und Soldatenrat. der Landrat. 


Förderung des regelmüßigen Schulbeſuchs. 

Durch die Verordnung der Königlichen Regierung vom 
22. Dezember 1880, betreffend die Förderung des regelmäßigen 
Schulbeſuchs in den Volksſchulen und die Verfolgung ungerecht⸗ 
fertigter Schulverſäumniſſe, — abgedruckt in der Beilage zum 
Amtsblatt Nr. 2, Jahrgang 1881 — iſt beſtimmt worden, daß 
die Gemeinde- und Gutsvorſteher alljährlich bis zum 15. März 
die im Orte vorhandenen Kinder, welche das ſechſte Lebens⸗ 
jahr vollendet haben oder doch bis zum 30. Juni vollenden 
werden, unter Benutzung eines vorgeſchriebenen Muſters in 
ein Verzeichnis einzutragen und dasſelbe dem Lehrer zu über⸗ 
geben haben — vergl. Kreisblatts⸗ Bekanntmachung vom 
26. Februar 1904, Kreisblatt Nr. 18, Seite 58 —. Außerdem 
find die Gemeinde⸗ und Gutsvorſteher aber auch noch ange⸗ 
wieſen, in den erſten acht Tagen jedes Vierteljahres die im 
verfloſſenen Vierteljahr im Alter von 6—14 Jahren zu⸗ oder 
weggezogenen Kinder unter Benutzung desſelben Muſters dem 
Lehrer namhaft zu machen. ($ 1, Abſatz 1 und 4 der ange⸗ 
zogenen Verordnung.) Es iſt indeſſen in mehreren Schul⸗ 
aufſichtsbezirken darüber Klage geführt worden, daß die Orts⸗ 
behörden die zu Beginn jedes Vierteljahres vorgeſchriebene 
Einreichung des Verzeichniſſes der zu⸗ und abgezogenen Kinder 
verſäumen. 

Ich erſuche daher die Ortsbehörden, den Lehrern die vor⸗ 
bezeichneten Vierteljahrs⸗Nachweiſungen rechtzeitig und regel⸗ 
mäßig zuzuſtellen. 

In die Vierteljahrs⸗Nachweiſungen ſind, worauf ich noch 
beſonders hinweiſe, auch diejenigen ſchulpflichtigen Kinder 
aufzunehmen, welche im Elternhauſe durch Hauslehrer 
oder Erzieherinnen Privatunterricht erhalten oder eine andere 
Schule beſuchen. Dieſes iſt in Spalte 7 der Nachweiſung zu 
bemerken, dort iſt auch der Name des Hauslehrers bezw. der 
Erzieherin anzugeben. 

Thorn den 7. Dezember 1918. 

Der Landrat. 
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Bernbfolgung von Entlafungsanzlgen 
nur durch die Militärbehörden! 


Nachdem das Preußiſche Kriegsminiſterium durch Bekannt⸗ 
machung vom 15. November 1918 angeordnet hat, daß jedem 
am 9. November 1918 und ſpäter aus dem Heeresdienſt ordnungs⸗ 
mäßig ausſcheidenden Unteroffizier und Mann unentgeltlich 
ein Entlaſſungsanzug (joweit der Vorrat reicht Zivil, 
ſonſt Uniform) verabfolgt werden ſoll, hat ſich die Bekanntmachung 
der Reichsbekleidungsſtelle betr. Verſorgung der bedürftigen ent⸗ 
laſſenen Krieger mit bürgerlichen Anzügen und Mänteln vom 19. 
Oktober 1918 erledigt und wird hiermit 


aufgehoben. 
Dieſe Verſorgung mit Entlaſſungsanzügen erfolgt demnach 
nicht mehr durch die Reichsbekleidungsſtelle und die bisher von ihr 
hiermit beauftragten Kommunalverbände, ſondern 


durch die Erſatztruppenteile, 
die die Entlaſſung vornehmen. 
Berlin den 18. November 1918. 
Reichsbekleidungsſtelle. 


Anordnung. 

Auf Grund der Beſtimmungen der Reichszuckerſtelle, Abtlg. II, 
— 1918/11 — vom 27. November 1918 wird beſtimmt, daß 

a) weißer Kandis höchſtens zu 61 Pfg. für das Pfund, 

b) farbiger " " „ 60 „ „ " 
im Kleinhandel an Verbraucher abzugeben iſt. 

Danzig den 3. Dezember 1918. 

Provinzialzuckerſtelle für Weſtpreußen. 


gez. Weber, 
Regierungsrat. 


Thorn den 9. Dezember 1918. 
Der L an drat. 


Auf Grund der Ermächtigung durch die Reichsregierung ſowie 
auf Grund des § 1 der Bekanntmachung über den Verkehr mit 
Seife, Seifenpulver und anderen fetthaltigen Waſchmitteln vom 
18. April 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 307) wird folgendes beſtimmt: 

Ueber die im § 2, Nr. 1 der Bekanutmachung, betreffend 
Ausführungsbeſtimmungen über den Verkehr mit Seife, Seifen⸗ 
pulver und anderen fetthaltigen Waſchmitteln vom 21. Juli 1916 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 766) vorgeſehene Menge Feinſeife hinaus 
dürfen auf den Januar-Abſchnitt der laufenden Seifenkarte einmal 
ſtatt 50 gr 100 gr K. A.⸗Seife abgegeben werden. 

Berlin den 29. November 1918. 

Der Staatsſekretär des Reichswirtſchaftsamts. 
gez. Dr. Auguſt Müller. 

Thorn den 9. Dezember 1918. 

Der Landrat. 


Sammlung zurückgelaſſenen Hausgerätes. 

Der Staatskommiſſar für Demobilmachung hat angeordnet, 
daß verſtreut zurückgelaſſenes Hausgerät unverzüglich zu ſammeln 
und bei der nächſten Gemeindebehörde abzugeben iſt. 

Ich erſuche die Herren Ortsvorſteher des Kreiſes, ſowie die 
Magiſtrate von Culmſee und Podgorz, Vorſtehendes ſofort bekannt 
zu machen. Die geſammelten Gegenſtände find in Räumen, die 
ein Verderben durch Witterungseinflüſſe ausſchließen, aufzubewahren. 


Bis zum 20. d. ts. iſt mir anzuzeigen, ob Gegenſtände 
in größerer Anzahl zur Abgabe gelangt ſind und wo ſie auf⸗ 
bewahrt werden. . 

Thorn den 5. Dezember 1918. 

Für den Arbeiter- und Soldatenrat. 
Goldak. 


Der Landrat. 
Kleemann. 


Beſchluß des Neichsausſchuſſes. 
An alle Arbeiter- und Soldatenräte des Reichs! 

Das Reichsernährungsamt beklagt ſich darüber, daß die Fälle 
ſich mehren, in welchen Arbeiter- und Soldatenräte Eingriffe in 
die Saatkartoffelbeſtände vornehmen. An alle Arbeiter- und 
Soldatenräte ergeht daher die dringende Mahnung, allen Anord⸗ 
nungen der Reichs⸗ bezw. Provinzialkartoffelſtelle ſowie Saatſtellen 
unbedingt Folge zu leiſten und unberechtigten Eingriffen in das 
geſamte Ernährungsweſen mit allen Mitteln vorzubeugen. 

Berlin den 3. Dezember 1918. 

Der Dollzugsrat des Arbeiter: und Soldatenrats Groß Berlin. 
Richard Müller. Molkenbuhr. 


Thorn den 7. Dezember 1918. 8 
Für den Arbeiter⸗ und Soldatenrat. 
Goldak. 


der Landrat. 
Kleemann. 


Die Preußiſche Regierung ordnet hiermit an: N 

Ergänzungs- und Erſatzwahlen zu den Gemeindevertretungen, 
Stadtverordnetenverſammlungen (Bürgervorſteher-Kollegien), Kreis⸗ 
tagen (Amtsverſammlungen), Provinziallandtagen und Vertretungen 
der Zweckverbände finden bis zu der bevorſtehenden geſetzlichen 
Regelung des kommunalen Wahlrechts nicht ſtatt. 

Die Wahlzeit für diejenigen Vertreter, für die eine Ergänzungs⸗ 
wahl nötig geweſen wäre, wird bis zu der nach der neuen geſetz⸗ 
lichen Regelung erfolgten Wahl verlängert. 

Berlin den 18. November 1918. 

Die Preußiſche Regierung. 
(Unterſchriften). 


Vorſtehende Anordnung wird hiermit den, Magiſtraten in 
Culmſee und Podgorz ſowie den Gemeindebehörden, bei denen eine 
gewählte Gemeindevertretung beſteht, bekannt gegeben. 

Thorn den 5. Dezember 1918. 

Für den Arbeiter⸗ und Soldatenrat. 
Goldak. 


Der Landrat. 
Kleemann. 


Betrifft Auszahlung von Familienunter- 
ſtützung. 


Nach einem ſoeben hier eingegangenen Erlaß des Herrn 


Miniſters des Innern iſt den Familien der Mannſchaften, denen 
für die zweite Hälfte des Monat November 1918 Familienunter⸗ 
ſtützung zuſtand, dieſe bis zum 31. Dezember 1918 ohne Rückſich 


auf die Fortdauer der Bedürftigkeit weiter zu gewähren. 


Demgemäß weiſe ich die Herren Ortsvorſteher in Abänderung 
meiner Kreisblattbekanntmachung vom 25. November 1918 — 
Kreisblatt Nr. 95 — hiermit an, die Unterſtützungen für Dezember 
d. Is. in voller Höhe auszuzahlen und in Spalte „Bemerkungen“ 
der überſandten Nachweiſungen den Tag der Eutlafjung anzugeben. 

Thorn den 11. Dezember 1918. 
Der Vorſitzende des Ureisausſchuſſes. 


Das Königliche Staatsminiſterium hat auf Grund Allerhöchſter 
Ermächtigung Seiner Majeſtät des Königs durch Erlaß vom 
11. Juli 1918 dem Vorſtande des Vereins „Prinzeſſin Adalbert⸗ 
Marine-Geneſungsheim, E. V., in Kiel“ die Genehmigung erteilt, 
eine Geldlotterie mit einem Spielkapital von 2 250 000 Mk. und 
einem Reinertrage von 750 000 Mk. in zwei gleichen Jahresreihen 
zu verauſtalten und die Loſe in der ganzen Monarchie zu vertreiben. 

Nach dem von den Herren Miniſtern genehmigten Spielplan 
ſollen in jeder Reihe 340 909 Loſe zum Preiſe von je 3,30 Mk. 
ausgegeben und 11586 Gewinne im Geſamtbetrage von 375 000 
Mark ausgeſpielt werden. 
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Die Ziehung der erften Reihe ift auf den 3., 4. und 5. 
April 1919 feſtgeſetzt. Mit dem Loſevertrieb darf nicht vor Mitte 
Januar 1919 begonnen werden. 

Marienwerder den 25. Oktober 1918. 


Der Regierungs:Präfident. 


Der Vertrieb der Loſe darf nicht beanſtandet werden. 
Thorn den 4. Dezember 1918. 


Für den Arbeiter: und Soldatenrat. . 
Goldak. 


Bekanntmachung. 


Die im ehemaligen Zühlke! ſchen Garten auf der Korzeniec- 
Kämpe ſtehenden abgetrockneten Obſt⸗ ꝛc. Bäume (etwa 120 Stück) 
ſollen zur Selbſtwerbung meiſtbietend verkauft werden. Hierzu 
haben wir einen Termin auf 8 

Montag den 16. dezember d. Js., vormittags 10 Uhr, 


Der Landrat. 
Kleemann. 


an Ort und Stelle vor unſerm Hafenmeiſter Kirſte anberaumt | 


und laden Kaufluſtige hierzu ein. 


Der Zuſchlag erfolgt ſogleich im Termin an den Meiſtbietenden 
nach Zahlung des Kaufpreiſes. 
7 Verkaufsbedingungen werden im Termin bekannt gemacht 
werden. 
Thorn den 6. Dezember 1918. 
Thorner Holzhafen⸗Aktiengeſellſchaft. 
Der Vorſtand. 


Aufruf! 


Wer am Ueberwachungsdienſt an der Grenze bei Thorn 
mitwirken will, melde ſich als Freiwilliger bei dem Obmann 
des Soldatenrats E/ Infanterie-Regts. Nr. 61 oder E/ Infanterie⸗ 
Regts. Nr. 21, falls er als Kavalleriſt gedient hat, beim Obmann 
des E/ Ulanen Nr. 4. 

Er erhält neben der Löhnung von mindeſtens 30 Mart 
monatlich freie Verpflegung, Bekleidung, Ausrüſtung, ſowie eine 
tägliche Zulage von 5 Mark. 

Thorn den 6. Dezember 1918. 

der Soldatenrat. D. ſ. d. 6. L. Ch. d. St. 

Raube. Starck, Oberſtleutnant. 


Den Beſitzern von Baumpflanzungen, 
in deren Nähe reichseigene Telegraphen- und 
Fernſprechanlagen verlaufen, wird anheim— 
geſtellt, die zur Sicherung des Telegraphen⸗ 
und Fernſprechbetriebs erforderlichen Aus⸗ 
äſtungen bis zum 15. April 1919 unter 
Berückſichtigung des Nachwuchſes in ſolchem 
Umfang auszuführen, daß die Zweige auch 
im Herbſt nach allen Richtungen mindeſtens 
60 em von den Lektungen entfernt find 
($ 4 des Telegraphenwege⸗Geſetzes vom 18. 
Dezember 1899 und Punkt 1 der zugehöri⸗ 
gen Ausführungsbeſtimmungen). Ausäſtungen, 
die innerhalb dieſer Friſt nicht oder nicht 
genügend ausgeführt ſind, werden von der 
Reichs⸗Telegraphenverwaltung vorgenommen 
werden. 3 

Ich erſuche die Herren Ortsvorſteher, 
Vorſtehendes ortsüblich bekannt zu machen. 

Thorn den 5. Dezember 1918. 

Der Landrat. 


Der Herr Oberpräſident hat hierdurch 
genehmigt, daß im Jahre 1919 eine Haus⸗ 
kollekte bei den Bewohnern der Provinz 
Weſtpreußen zum Beſten des Kaiſer Wilhelm— 
Taubſtummenheims in Elbing ſtattfindet. 

Die Einſammlung der Kollekte hat durch 
polizeilich legitimierte Erheber in der bis⸗ 
herigen Weiſe zu erfolgen, die darauf hinzu⸗ 
wirken haben, daß die Eintragungen in die 
Sammelliſten nach Möglichkeit mit Tinte 
(Tintenſtift) erfolgen. 

In der Zeit vom 1. bis 15. Oktober 
1919 iſt die Kollekte bei den evangeliſchen 
Bewohnern einzuſtellen, da während dieſer 
Zeit ausſchließlich die Einſammlung von- 
Gaben für evangeliſch⸗kirchliche Zwecke ſtatt⸗ 

ndet. s 
g Marienwerder den 26. November 1918. 
Der Regierungs⸗präſident. 


Thorn den 6. Dezember 1918. 
. Der Landrat. 


Der Herr Oberpräfident hat unter dem 
27. Auguſt d. Is. eine neue Baupolizeir 
verordnung für das platte Land der Provinz 
Weſtpreußen erlaſſen, welche in der Haupt⸗ 
ſache mit dem 1. Januar 1919 in Kraft 


tritt und als Sonderbeilage zu Stück 48 
des Regierungsamtsblatts veröffentlicht iſt. 
Die Baupolizeibehörden weiſe ich auf dieſe 
Verordnung, die an Stelle der Baupolizei⸗ 
ordnung für Weſtpreußen (Plattes Land) 
vom 13. Juni 1891 tritt, ſowie auf die 
88 81, 75 und 76 hiermit noch beſonders hin. 

Marienwerder den 28. November 1918. 

Der Regierungs⸗präſident. 


Thorn den 6. Dezember 1918. 
Der Landrat. 


Bekanntmachung, 
betreffend die Ausloſung von Ureis⸗ 
anleiheſcheinen. 

Von den auf Grund des Allerhöchſten 
Privilegiums vom 1. März 1879 genehmig⸗ 
ten Kreisanleiheſcheinen ſind zur Tilgung 
ausgeloſt worden: 

Nr. 326 zu 1000 Mk., 
Nr. 400 zu 1000 Mk. 

Den Inhabern der vorgedachten Anleihe⸗ 
ſcheine werden die Kapitalien hierdurch mit 
der Aufforderung gekündigt, die Beträge 
gegen Einreichung der Anleiheſcheine vom 1. 
April 1919 ab bei der hieſigen Kreis⸗ 
kommunalkaſſe in Empfang zu nehmen. 

Thorn den 2 Dezember 1918. 

der Kreisausſchuß. 


Schöffen für die Gemeinde Alt Thorn. 
Die Wahlen der Beſitzer Ernſt Heiſe 
und Ernſt Goerz zu Alt Thorn als 
Schöffen habe ich beſtätigt. 
Thorn den 9. Dezember 1918. 
Für den Arbeiter⸗ Der Landrat. 
und Soldatenrat. Kleemann. 


Die Geflügelcholera unter dem Feder⸗ 
viehbeſtande des Beſitzers Maczynski 
in Griffen iſt erloſchen. 

Thorn den 3. Dezember 1918. 

Der Landrat. 


Die Wiederwahl des Beſitzers Paul 
Ruther in Groß Rogau zum Schulvor⸗ 
ſteher habe ich beſtätigt. 

Thorn den 5. Dezmber 1918. 

Der Landrat. 


Der Rotlauf unter dem Schweinebe⸗ 
ſtande des Beſitzers Golembiewski 
in Gramtſchen iſt erloſchen. (Vergl. meine 
Kreisblattbekanntmachung vom 1. Oktober 
d. Is., Kreisblatt Seite 391.) 

Thorn den 4. Dezember 1918. 

Der Landrat. 


Räude. 

Unter den Pferden des Beſitzers Otte 
Fink sen. in Lulkau iſt die Räude aus⸗ 
gebrochen. 

Thorn den 4. Dezember 1918. 

Der Landrat. 


Nicht amtliches. 
Erſtklaſſige, hochedle, ſchwerknochige 


Bullen, 


ſprungfähig, aus Herdbuchherde, auch 


hochtragende 
weibliche Tiere 


hat, da Herdbuchauktion ausfällt, abzugeben 


Hasbach, 
Schloß Birglan, Kreis Thorn. 


Garn 


zur Reparatur von Säcken und Pferde 
geichirren, ſowie gebrauchte pferdegeſchirre 
ſind zu haben bei 

Bernhard Leiser Sohn, 
Fernſpr. 643. Chorn, 


Lohn⸗ und Yeputalbüdher 


find zu haben in der 
€. dombrowski'ſchen Buchdruckerei. 


Druck und Verlag der C. Dombrowski'ſchen Buchdruckerei in Thorn. 


Heiligegeiſtſtr. 
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